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Sozialpartner unterstützen Empfehlung der EFK nicht

Von PPS

(Bern)(PPS) In der nationalen Tripartiten Kommission des Bundes hatten die
Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen Gelegenheit,
zum Bericht der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) «Prüfung des
Vollzugs der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit»
Stellung zu nehmen.

Die EFK misst in ihrer Würdigung der Flankierenden Massnahmen (FlaM) der
Tatsache, dass der Gesetzgeber die FlaM und ihre Instrumente bewusst in ihrer
heutigen Form ausgestaltet hat, zu wenig Bedeutung bei. Verschiedene
Feststellungen und Empfehlungen tangieren daher das ganze Vollzugsdispositiv der
FlaM sowie deren rechtlichen Grundlagen. Der Gesetzgeber hat für die FlaM bewusst
einen dezentralen und dualen Vollzug gewählt, der den regionalen und
branchenspezifischen Gegebenheiten am besten Rechnung trägt. 

Vor Einführung der Personenfreizügigkeit und der FlaM wurden die Lohn- und
Arbeitsbedingungen ausländischer Arbeitskräfte im Voraus (ex ante) und
systematisch überprüft. Eine nachgängige Kontrolle der gemeldeten Bedingungen
fand nicht statt. Es gab folglich keine Garantie, dass die Schweizer Lohn- und
Arbeitsbedingungen effektiv eingehalten wurden. Mit den FlaM erfolgen die Kontrollen
der Lohn- und Arbeitsbedingungen (ex post), risikobasiert sowie auf der Grundlage
einer umfassenden, evidenzbasierten Arbeitsmarktbeobachtung. Es soll dort
kontrolliert werden, wo das Risiko von Unterbietungen resp. Verstössen gegen die
Schweizer Lohn- und Arbeitsbedingungen am grössten ist. Meldepflichtige
Dienstleistungserbringer kommen aus Arbeitsmärkten mit tieferen Löhnen als in der
Schweiz, was das Risiko von Unterbietungen bereits substanziell erhöht. Wichtig ist
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zudem die Tatsache, dass Schweizer Arbeitgeber viel gründlicher kontrolliert werden
(z.B. rückwirkend für mehrere Jahre). Sie unterliegen weiter zusätzlichen Kontrollen
wie z. B. in den Bereichen Schwarzarbeit, Gesundheit und Sicherheit. Aufgrund der
dargelegten Einschätzung können der Schweizerische Arbeitgeberverband sowie der
Schweizerische Gewerkschaftsbund, der Schweizerische Gewerbeverband und
Travail.Suisse die Empfehlungen der EFK mehrheitlich nicht nachvollziehen und daher
nicht unterstützen. Diese Beurteilung trifft insbesondere auch auf die Empfehlung zu,
die Kontrollen von Entsendebetrieben zu reduzieren.
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